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Meinem Vater zum Gedenken 





Vorwort 

Die Rechtsverfolgung, namentlich durch staatliche Verfahren, kann den 
Gegner beträchtlich schädigen. Die vorliegende Arbeit versucht zu einem 
Zeitpunkt, da staatliche Gerichte mehr denn je vom Bürger in Anspruch 
genommen werden, die seit der zum Ausgangspunkt wissenschaftlicher Dis-
kussion gewordenen Konkursantragsentscheidung des Bundesgerichtshofs 
ergangenen vielfältigen Impulse zu verarbeiten und eine den Interessen der 
Verfahrensbeteiligten gerecht werdende Lösung zu entwickeln. 

Dabei wurden sowohl verfassungsrechtliche Aspekte als auch rechtstatsäch-
liche Erwägungen in das zivilrechtliehe Haftungssystem mit einbezogen. 

Die Untersuchung beschränkt sich auf die schädigenden Folgen, die aus der 
Durchsetzung zivilrechtlicher Ansprüche resultieren. Dabei liegt der Schwer-
punkt der Arbeit im Bereich des zivilprozessualen Erkenntnisverfahrens. 
Andere Verfahrensarten werden nur, soweit dies dem Verständnis oder dem 
Aufzeigen von Parallelen dient, gestreift. 

Die Arbeit hat dem Fachbereich Rechts- und Wirtschaftswissenschaften der 
Universität Mainz im Sommersemester 1987 vorgelegen. Das Manuskript 
wurde im März 1987 abgeschlossen, die weitere Entwicklung konnte jedoch 
bis Januar 1988 in Ergänzungen und Fußnoten berücksichtigt werden. 

Mein besonderer Dank gilt meinem Lehrer, Herrn Prof. Dr. Horst Konzen, 
der mich zur Bearbeitung des Themas angeregt hat und mir darüber hinaus als 
Wissenschaftlicher Mitarbeiter großzügige Förderung gewährte. 

Zu danken habe ich auch Herrn Prof. Dr. Hans Peter Pecher für die Erstat-
tung des Zweitgutachtens. 

Herrn Rechtsanwalt Simon danke ich für die freundliche Aufnahme der 
Arbeit in die "Schriftenreihe zum Bürgerlichen Recht". 

Schließlich danke ich Frau Heike Weil für die geduldige Durchsicht des 
Manuskripts. 

Wiesbaden, im Februar 1988 
Klaus-Jürgen Gölz 
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Erster Teil 

Probleme der Schadenshaftung bei Einleitung eines 
gesetzlich geregelten, staatlich eingerichteten Verfahrens 

§ 1 Behandlung der unberechtigten Prozeßeinleitung 
in Rechtsprechung und Lehre 

A. Problemaufriß 

Die Erhebung einer Klage, die Einleitung eines Mahn- oder Beweissiche-
rungsverfahrens sowie das Eingreifen anderer zivilprozessualer Rechtsbehelfe 
erscheint auf den ersten Blick indifferent für mit dem Verfahren einherge-
hende Beeinträchtigungen des Verfahrensgegners. Soweit überhaupt Scha-
densfolgen durch das Verfahren selbst vorstellbar sind, scheint das Verfah-
rensrecht ein Instrumentarium zur Verfügung zu stellen, das negative Folgen 
für den Rechtskreis des Betroffenen abwendet. Das zivilprozessuale Erkennt-
nis- und Vollstreckungsverfahren, Ersatz für die Selbsthilfe des einzelnen, ist 
als staatlich eingerichtetes Verfahren mit rechtsstaatlichen Garantien ausgerü-
stet. Dadurch und durch die Verfahrensvorschriften selbst - beispielhaft sei 
hier nur auf das Kostenerstattungsrecht hingewiesen - werden auch die recht-
lichen Interessen des Verfahrensgegners berücksichtigt. 

Diesem oberflächlichen Befund widersprechen jedoch sowohl die zahlrei-
chen obergerichtlichen Entscheidungen, die sich mit Schadensersatzansprü-
chen der Parteien aus der Einleitung von gesetzlich geregelten Verfahren 
befassen, als auch die lebhafte wissenschaftliche Auseinandersetzung um diese 
Frage, die in der bekannten Konkursantragsentscheidung des BGH aus dem 
Jahre 19611 ihren Ausgangspunkt hatte. 

Im folgenden soll zunächst anhand einiger typischer Beispielfälle die Pro-
blematik verdeutlicht werden. 

1 BGHZ 36, 18. 



22 § 1 Unberechtigte Prozeßeinleitung in Lehre und Rechtsprechung 

I. Fallbeispiele 

Falll 

Die Klägerin verklagt ihren Sohn auf Rückzahlung dreier in den Jahren 
1970, 1975 und 1980 gewährter Darlehen, deren Rückzahlung die Klägerin auf 
Grund ihrer unsorgfältigen Buchführung übersehen hat. Der Beklagte wird 
zur Rückzahlung der in den Jahren 1975 und 1980 gewährten Beträge verur-
teilt, da er die schon erfolgte Rückzahlung nicht beweisen kann. Hinsichtlich 
des Darlehens aus dem Jahre 1970 wird die Klage abgewiesen, da die Klägerin 
ihrerseits für die Darlehenshingabe beweisfällig blieb. 

Der Beklagte, der ein Kleinunternehmen betreibt, hat zu Beginn des Ver-
fahrens einen Kredit in Höhe der gesamten Klagesumme aufgenommen, der 
zu einer erheblichen Zinsbelastung führt. Daneben führt die Rückzahlungs-
verpflichtung sowie der zeitaufwendige Prozeß zu einer Beeinträchtigung 
seines Geschäftsbetriebes. 

Fall 2 

Ein Architekt leitet gegen einen ehemaligen Geschäftspartner ein Mahnver-
fahren über 100.000 DM ein. Dieser läßt durch einen Rechtsanwalt Wider-
spruch gegen den Mahnbescheid einlegen. Danach wird das Mahnverfahren 
nicht mehr weiterbetrieben. Die Rechtsanwaltskosten belaufen sich auf etwa 
5000 DM. 

Fall 3 

Ein Bauunternehmer erstellt einen Wohnkomplex mit Eigentumswohnun-
gen. Die Gemeinschaft der Eigentümer leitet nach Fertigstellung der Baulei-
stungen ein Beweissicherungsverfahren wegen angeblich mangelhafter Dach-
deckerarbeiten ein. Der Bauunternehmer beauftragt einen Rechtsanwalt mit 
der Wahrnehmung seiner Rechte im Beweissicherungsverfahren. Es kommt 
schließlich nicht zu einem Hauptprozeß, da sich die Mängelrüge als ungerecht-
fertigt herausgestellt hat. Dem Bauunternehmer sind durch die Einschaltung 
des Rechtsanwaltes erhebliche Kosten entstanden. 

Fall 4 

Der Gläubiger läßt durch seinen Rechtsanwalt erfolglos aus einem rechts-
kräftigen Titel gegen seinen Schuldner, einen selbständigen Versicherungsver-
treter, vollstrecken. Er stellt daraufhin Antrag auf Abgabe einer eidesstatt-
lichen Versicherung beim Vollstreckungsgericht, obwohl die Rechtsschutzver-
sicherung des Schuldners die Forderung inzwischen beglichen hatte und der 
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Schuldner dies dem Büro des Rechtsanwaltes zweimal telefonisch mitgeteilt 
hat. Das Vollstreckungsgericht erläßt Haftbefehl, nachdem der Schuldner im 
Widerspruchstermin nicht erscheint. Der herzkranke Schuldner erleidet durch 
die Aufregung anläßlich der Verhaftung schwere gesundheitliche Schäden und 
außerdem durch die Eintragung in das Schuldnerverzeichnis finanzielle Einbu-
ßen in seinem Geschäftsbetrieb2 • 

Fall 5 

Die Klägerin, Inhaberin eines Patents zur Herstellung von Spritzgießma-
schinen, produziert und vertreibt diese Maschinen. Die Beklagte bietet eine 
Maschine d~r gleichen Verwendung an. Die Klägerin erhebt daraufhin Klage 
auf Unterlassung und Feststellung der Schadensersatzpflicht der Beklagten 
wegen unzulässiger Benutzung ihres Patents. Nachdem die Klägerin in erster 
Instanz obsiegt hat, wird das Patent nach Einlegung der Berufung und auf die 
Nichtigkeitsklage der Beklagten hin vom Patentamt für nichtig erklärt. Die 
Klägerin nimmt daraufhin die Klage zurück. Die Beklagte verlangt von der 
Klägerin Schadensersatz wegen unberechtiger Verwarnung, da sie auf Grund 
der Verwarnung die Produktion und den Vertrieb der Maschinen eingestellt 
habe und ihr dadurch erhebliche Schäden entstanden seien3. 

Fall 6 

Ein Sportverein klagt gegen seine ehemalige Kassiererin auf Zahlung ver-
einnahmter Mitgliedsbeiträge und Herausgabe der Buchungsunterlagen mit 
der Behauptung, die Beklagte habe diese unterschlagen. Die Klage wird abge-
wiesen. Nachdem der Fall jedoch durch die Presse öffentlich bekannt gewor-
den ist, wurde die Beklagte ihres Postens als Ortsbeirätin enthoben und von 
ihrer Stelle als Steuerprüferin beim Finanzamt suspendiert. 

Aus diesen Beispielen erhellt, daß das Ergreifen gerichtlicher Maßnahmen 
für den davon Betroffenen neben allgemeinen Unannehmlichkeiten wie Zeit-
versäumnis, Ärger oder nervlichen Belastungen zu spürbaren Schäden führen 
kann. Diese Beeinträchtigungen können sowohl den im Streit befindlichen 
Gegenstand selbst betreffen4 als auch an sonstigen Rechtsgütern außerhalb 
des Streitgegenstandes eintreten. Die Fallbeispiele zeigen dabei Verletzungen 
der absolut geschützten Rechtsgüter des Verfahrensgegners5 ebenso wie die 
Verletzung des eingerichteten und ausgeübten Gewerbetriebs6, des allgemei-

2 abgewandelter Fall BGHZ 74, 9 
3 leicht abgewandelter Fall BGH NJW 1976, 2162 
4 siehe Fall 1 
5 siehe Fall 4 
6 siehe Fall 5 
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